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Eine aktuelle Gesetzesnovelle erregt die Gemüter. 
Gemeint ist das so genannte Artikelgesetz, das am 
3. August 2001 in Kraft getreten ist. Der vollstän-
dige Titel des Gesetzespaketes, mit dem über zwan-
zig Umweltgesetze und Rechtsverordnungen z.T. 
ganz erheblich geändert werden, lautet: Gesetz 
zur Umsetzung der UVP-Änderungsrichtlinie, der 
IVU-Richtlinie und weiterer EG-Richtlinien zum 
Umweltschutz [1]. Schwerpunkte des Änderungs-
gesetzes sind die Neuregelung der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung und die Neugestaltung des Zulas-
sungsrechts für Industrieanlagen. Für zahlreiche 
Arten von Vorhaben wird erstmals eine immissions-
schutzrechtliche Genehmigungspfl icht, eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung sowie die Beteili-
gung der Öffentlichkeit eingeführt. Auch wird 
der Zugang der Bürger zu Umweltinformationen 
erleichtert. Darüber hinaus werden Voraussetzun-
gen dafür geschaffen, um Unternehmen, die sich an 
dem EG-Umweltmanagement-System ÖKO-Audit 
beteiligen, künftig u. a. bei der behördlichen Über-
wachung zu entlasten. 
Für galvanische Beschichtungsanlagen sind vor 
allem die Änderungen des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG), der 4. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes (4. BImSchV) und des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) von Be-
deutung. In diesem Zusammenhang fragen sich 
Anlagenbetreiber, welche Auswirkungen das Arti-
kelgesetz hat auf
– Errichtung und Betrieb einer Neuanlage,
– auf den aktuellen Betrieb und 
– auf künftige Änderungen und Erweiterungen.

1 Genehmigungs- und Anzeigepfl ichten 
nach dem BImSchG

Durch die Gesetzesänderung ist die Anzahl der 
genehmigungspfl ichtigen Anlagen erheblich erwei-
tert worden. Dies gilt auch für den galvanischen 

Bereich. In diesem Bereich waren schon bisher 
nach den Ziffern 3.9 und 3.10 des Anhangs der 
4. BImSchV genehmigungspfl ichtig:
– Anlagen zum Aufbringen von metallischen 

Schutzschichten auf Metalloberfl ächen aus Blei, 
Zinn oder Zink oder ihren Legierungen mit Hilfe 
von schmelzfl üssigen Bädern ab einer Leistung 
von 500 kg Rohgutdurchsatz je Stunde;

– Anlagen zur Oberfl ächenbehandlung durch 
Flamm- oder Lichtbogenspritzen mit einem 
Durchsatz an Blei, Zinn, Zink, Nickel, Kobalt 
oder ihren Legierungen ab 2 kg je Stunde;

– Anlagen zur Oberfl ächenbehandlung von Metal-
len unter Verwendung von Fluss- oder Salpeter-
säure.

1.1 Neuer Anlagentyp
Durch Aufnahme einer neuen Ziffer 10 in den 
Anhang der 4. BImSchV wurde der Kreis der ge-
nehmigungspfl ichtigen Oberfl ächenbehandlungs-
anlagen um folgenden Anlagentyp erweitert: 
Anlagen zur Oberfl ächenbehandlung von Metallen 
oder Kunststoffen durch ein elektrolytisches oder 
chemisches Verfahren mit einem Volumen der Wirk-
bäder von 30 m3 oder mehr.
Unterhalb des Schwellenwertes von 30 m3 bleibt 
die Anlage genehmigungsfrei. In diesem Fall muss 
allerdings wie bisher auch schon eine Genehmi-
gung nach dem jeweiligen Landeswasserrecht für 
die Errichtung und den Betrieb einer Abwasserbe-
handlungsanlage und für die Indirekteinleitung der 
betrieblichen Abwässer in die öffentliche Kanalisa-
tion beantragt werden.
Fraglich ist in diesem Zusammenhang, was unter 
dem Begriff des Wirkbades zu verstehen ist. Laut 
Gesetzesbegründung [1] sind in Anlehnung an den 
europäischen Begriff Wirkbad alle vor- und nach-
geschalteten Prozessbäder zu verstehen, in denen 
eine gezielte chemische oder elektrolytische (elek-
trochemische) Reaktion mit der Oberfl äche von 
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Metallen oder Kunststoffen stattfi ndet, wie z.B. 
beim Beizen, Phosphatieren, Beschichten und Pas-
sivieren. Das Passivieren zählt demnach ausdrück-
lich zu den genehmigungspfl ichtigen Tätigkeiten, 
was bisher umstritten war.
Bei der Prüfung, ob der Schwellenwert von 30 m3 
überschritten wird, sind die Volumina mehrerer 
Wirkbäder bzw. Beschichtungsautomaten zu addie-
ren. Dies folgt aus § 1 Abs. 3 der 4. BImSchV. 
Danach handelt es sich nämlich um eine gemein-
same Anlage, wenn mehrere Anlagen bzw. 
Anlagenteile in einem engen räumlichen und 
betrieblichen Zusammenhang stehen. Ein solcher 
Zusammenhang wird nach dem Gesetz unterstellt, 
wenn die Anlagen auf demselben Betriebsgelände 
liegen, mit gemeinsamen Betriebseinrichtungen 
verbunden sind und einem vergleichbaren techni-
schen Zweck dienen. 

1.2 Errichtung und Betrieb einer Neuanlage
Die erstmalige Errichtung und der Betrieb einer 
genehmigungsbedürftigen Anlage, d.h. einer An-
lage, die im Anhang der 4. BImSchV aufgeführt ist, 
bedarf einer Genehmigung gemäß § 4 BImSchG. 
Für Anlagen der Spalte 1 (Tab. 1) der 4. BImSchV 
muss ein großes Genehmigungsverfahren mit Öf-
fentlichkeitsbeteiligung und für Anlagen der Spalte 
2 (Tab. 1) ein vereinfachtes Verfahren ohne Beteili-
gung der Öffentlichkeit durchgeführt werden. 

1.3 Bestehende Anlagen
Altanlagen, deren Wirkbäder ein Volumen von 
mehr als 30 m3 haben, gelten nun zwar als genehmi-
gungsbedürftige Anlagen. Dies bedeutet aber nicht, 
dass bestehende Anlagen nachträglich genehmigt 
werden müssten. Insoweit genießen Altanlagen 
Bestandsschutz. Allerdings ist der Anlagenbetrei-
ber gemäß § 67 Abs. 2 BImSchG dazu verpfl ichtet, 
der zuständigen Überwachungsbehörde innerhalb 
eines Zeitraumes von drei Monaten nach Inkraft-
treten der gesetzlichen Änderung, d.h. spätestens 
bis zum 3. November 2001 anzuzeigen, dass er 
nunmehr eine nach dem BImSchG genehmigungs-
pfl ichtige Anlage betreibt. Des weiteren muss der 
Anlagenbetreiber innerhalb eines weiteren Zeitrau-
mes von zwei Monaten nach Erstattung der 
Anzeige, also spätestens bis zum 3. Januar 2002 
Unterlagen im Sinne von § 10 Abs. 1 BImSchG 
über Art, Lage, Umfang und Betriebsweise der 
Anlage im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ände-
rungsgesetzes vorlegen. Eine formlose Anzeige 
könnte wie folgt lauten:
An die zuständige Behörde
Sehr geehrte Damen und Herren, 
nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Umsetzung der 
UVP-Änderungsrichtlinie, der IVU-Richtlinie und 
weiterer EG-Richtlinien zum Umweltschutz zeigen 
wir hiermit gemäß § 67 Abs. 2 BImSchG an, dass 
wir eine Anlage zur Oberfl ächenbehandlung von 

Tab. 1: Einteilung der Anlagen nach den Vorgaben der 4. BImSchV

Nr. Spalte 1 Spalte 2

Anlagen zum Aufbringen von metallischen Schutz-
schichten 
a) auf Metalloberfl ächen mit Hilfe von schmelzfl üssi-
gen Bädern mit einer Verarbeitungsleistung von 500 
Kilogramm bis weniger als 2 t Rohgut/h, ausgenommen 
Anlagen zum kontinuierlichen Verzinken nach dem 
Sendzimirverfahren, oder 
b) auf Metall- oder Kunststoffoberfl ächen durch Flamm-, 
Plasma- oder Lichtbogenspritzen mit einem Durchsatz 
an Blei, Zinn, Zink, Nickel, Kobalt oder ihren Legierun-
gen von zwei Kilogramm oder mehr je Stunde

Anlagen zur Oberfl ächenbehandlung von Metallen 
durch Beizen oder Brennen unter Verwendung von 
Fluss- oder Salpetersäure mit einem Volumen der Wirk-
bäder von 1 Kubikmeter bis weniger als 30 Kubikmeter

Anlagen zum Aufbringen von metallischen 
Schutzschichten auf Metalloberfl ächen mit 
Hilfe von schmelzfl üssigen Bädern mit einer 
Verarbeitungsleistung von zwei Tonnen Roh-
gut oder mehr je Stunde

Anlagen zur Oberfl ächenbehandlung von 
Metallen oder Kunststoffen durch ein elek-
trolytisches oder chemisches Verfahren 
mit einem Volumen der Wirkbäder von 30 
Kubikmeter oder mehr

3.9

3.10
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Metallen betreiben, die unter die neugefasste Ziffer 
3.10, Spalte 1 des Anhangs der 4. BImSchV fällt. 
Wir werden Ihnen innerhalb eines Zeitraumes von 
zwei Monaten die erforderlichen Unterlagen über 
Art, Lage, Umfang und Betriebsweise unserer An-
lage im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Änderungs-
gesetzes vorlegen und bitten Sie um Mitteilung, 
welche Unterlagen Sie im Einzelnen benötigen.

1.4 Künftige Anlagenänderungen 
und -erweiterungen 

Änderungen der Lage, der Beschaffenheit oder des 
Betriebes einer genehmigungsbedürftigen Anlage 
müssen nach dem BImSchG entweder angezeigt 
oder genehmigt werden. Darüber hinaus kommt 
gegebenenfalls eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung in Betracht. 
Das BImSchG unterscheidet zunächst zwischen 
unwesentlichen Änderungen einer genehmigungs-
bedürftigen Anlage, die gemäß § 15 BImSchG 
lediglich angezeigt werden müssen, und einer 
wesentlichen Änderung, für die gemäß § 16 
BImSchG eine Änderungsgenehmigung beantragt 
werden muss. Nach der gesetzlichen Defi nition 
liegt dann eine wesentliche Änderung vor, wenn 
durch die Änderung der Lage, der Beschaffenheit 
oder des Betriebes einer genehmigungsbedürftigen 
Anlage nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt 
hervorgerufen werden können. Bereits die Mög-
lichkeit nachteiliger Auswirkungen reicht aus, um 
die Änderung als wesentlich einzustufen. Beispiele 
für eine wesentliche Änderung sind Mengenerwei-
terungen, Veränderung der chemischen Zusammen-
setzung der Wirkbäder, Änderungen der Abwasser-
behandlungsanlage etc. Ob nur eine unwesentliche 
oder eine wesentliche Änderung vorliegt, muss in 
jedem Einzelfall eingehend geprüft werden.
Bei unwesentlichen Änderungen muss eine schrift-
liche Anzeige an die zuständige Überwachungsbe-
hörde vor Beginn der Änderung gerichtet werden. 
Die Behörde prüft dann unverzüglich, d.h. späte-
stens innerhalb eines Monats nach Eingang der 
Anzeige und der erforderlichen Unterlagen, ob die 
Änderung lediglich anzeigepfl ichtig oder genehmi-
gungsbedürftig ist. Sobald die Überwachungsbe-
hörde mitteilt, dass die Änderung keiner Genehmi-
gung bedarf, oder wenn sich die Behörde innerhalb 
der Monatsfrist nicht äußert, darf die angezeigte 
Änderung vorgenommen werden. 

Im Falle einer wesentlichen Änderung muss gemäß 
§ 16 BImSchG eine Änderungsgenehmigung bean-
tragt werden. Es empfi ehlt sich, vor Einreichen 
eines Genehmigungsantrages das Genehmigungs-
verfahren, die beizubringenden Unterlagen und die 
Öffentlichkeitsbeteiligung mit der Behörde zu 
besprechen. Unter bestimmten Voraussetzungen 
kann gemäß § 16 Abs. 2 BImSchG auf die öffent-
liche Bekanntmachung des Vorhabens sowie auf 
die Auslegung des Antrages und der Unterlagen 
verzichtet werden. 

2 Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP)-Pfl icht

Durch das Artikelgesetz ist auch die Anlage 1 des 
UVPG, d.h. die Liste der UVP-pfl ichtigen Vorhaben 
erheblich erweitert worden. Neu aufgenommen 
wurde die Ziff. 3.9.1, wonach Anlagen zur Ober-
fl ächenbehandlung von Metallen durch ein elektro-
lytisches oder chemisches Verfahren mit einem 
Volumen der Wirkbäder von 30 m3 oder mehr 
grundsätzlich der UVP-Pfl icht unterliegen. Die 
UVP-Pfl icht wirkt sich ebenfalls u.a. bei Änderun-
gen einer Anlage aus.

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist ein unselb-
ständiger Teil eines verwaltungsrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahrens und wird neben dem eigent-
lichen BImSchG-Genehmigungsverfahren durch-
geführt. Die UVP-Pfl icht umfasst die Ermittlung, 
Beschreibung und Bewertung der unmittelbaren 
und mittelbaren Auswirkungen eines Vorhabens auf 
Menschen, Tiere, Pfl anzen, Boden, Luft, Wasser, 
Klima, Landschaft, Kulturgüter und sonstige Sach-
güter sowie deren Wechselwirkung. Je nachdem, 
um welchen Anlagentyp es sich handelt, muss ent-
weder generell eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung oder zuvor eine allgemeine oder standortbe-
zogene Vorprüfung durchgeführt werden (Tab. 2).

Für Änderungen und Erweiterungen UVP-
pfl ichtiger Vorhaben sieht der neugefasste § 3 e) 
UVPG eine differenzierte Regelung vor. Sofern die 
Änderung oder Erweiterung für sich genommen 
den Schwellenwert der Anlage 1 zum UVPG – z.B. 
30 m3 Wirkbäder – erreicht, ist zunächst eine so 
genannte Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 
durch die zuständige Behörde durchzuführen. Die 
Behörde prüft dann gemäß § 3 c) UVPG, ob eine 
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Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden 
muss. Prüfkriterium ist, ob nach Einschätzung der 
zuständigen Behörde auf Grund überschlägiger 
Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 
des UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nach-
teilige Auswirkungen von dem Vorhaben ausgehen 
können. Bei dieser Vorprüfung ist auch zu berück-
sichtigen, inwieweit Umweltauswirkungen durch 
die vom Träger des Vorhabens vorgesehenen Ver-
meidungs- und Verminderungsmaßnahmen offen-
sichtlich ausgeschlossen werden. Schließlich ist 
von Bedeutung, inwieweit Prüfwerte für Größe 
oder Leistung, die die Vorprüfung eröffnen, über-
schritten werden. Die Entscheidung darüber, ob das 
Vorhaben UVP-pfl ichtig ist oder nicht, hat die 
Behörde unverzüglich zu treffen und der Öffent-
lichkeit zugänglich zu machen. Die Entscheidung 
ist nicht selbständig anfechtbar. 
Gelangt die Behörde im Rahmen der Vorprüfung zu 
der Entscheidung, dass eine UVP-Pfl icht nicht 
besteht, so ist das Verfahren abgeschlossen. Andern-
falls schließt sich hieran die eigentliche Umwelt-
verträglichkeitsprüfung an, die unter Einbeziehung 
der Öffentlichkeit durchgeführt wird. Eine Verfah-
rensvereinfachung, wie sie § 16 Abs. 2 BImSchG 
vorsieht, ist nach dem UVPG nicht möglich, so 
dass die zuständige Behörde die Öffentlichkeit zu 
den Umweltauswirkungen der Erweiterung einer 
Anlage nach Maßgabe des § 9 UVPG anzuhören 
hat. Hiernach wird ein Vorhaben für vier Wochen 
öffentlich zur Einsicht für jedermann ausgelegt mit 
der Möglichkeit, Einwendungen zu erheben. Über 

etwaige Einwendungen muss die Behörde entschei-
den und ihre Entscheidung über die Zulässigkeit 
oder Ablehnung des Vorhabens öffentlich bekannt 
geben. 

3 Übergangsvorschriften 
Durch das Artikelgesetz ist auch § 5 BImSchG 
dahingehend geändert worden, dass die Grund-
pfl ichten des Betreibers einer genehmigungsbe-
dürftigen Anlage erweitert worden sind. So muss 
beispielsweise künftig ein hohes Schutzniveau für 
die Umwelt insgesamt gewährleistet werden. Auch 
müssen Vorsorgemaßnahmen gegen Umweltver-
schmutzungen nicht nur auf den Normalbetrieb 
sondern auch auf Betriebsstörungen und Unfälle 
unterhalb der Gefahrenschwelle bezogen werden. 

In diesem Zusammenhang bestimmt der ebenfalls 
neugefasste § 67 Abs. 5 BImSchG, dass bei Altan-
lagen diese neuen Betreiberpfl ichten nicht sofort 
sondern innerhalb eines Übergangszeitraumes bis 
zum 30. Oktober 2005 zu erfüllen sind. 

4 Verletzung von Anzeige- 
und Genehmigungspfl ichten

Die Verletzung einer Anzeigepfl icht stellt eine 
Ordnungswidrig dar und kann mit Bußgeldern 
geahndet werden. 

Demgegenüber stellt das Betreiben einer genehmi-
gungsbedürftigen Anlage nach dem BImSchG ohne 
die erforderliche Genehmigung eine Straftat gemäß 

Tab. 2: Arten der Prüfverfahren in Abhängigkeit vom Anlagentyp

Anlagenart Generelle  Allgemeine  Standortbezogene 
 UVP-Pfl icht Vorprüfung Vorprüfung 

Schmelzfl üssige Bäder >100.000 t Rohgut/a X  

Schmelzfl üssige Bäder 2 t/h bis <100.000 t/a  X 

Schmelzfl üssige Bäder 500/kg bis < 2 t Rohgut/h,    X
ausgenommen Anlagen zum kontinuierlichen Verzinken 
nach dem Sendzimirverfahren

Oberfl ächenbehandlungsanlagen mit einem Volumen   X 
der Wirkbäder von 30 m3 oder mehr

Oberfl ächenbehandlungsanlagen mit einem Volumen der     X
Wirkbäder von 1 m3 bis weniger als 30 m3 durch 
Beizen/Brennen unter Verwendung von Fluss- 
oder Salpetersäure
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§ 327 Abs. 2 Strafgesetzbuch (StGB) dar. Zum 
strafbaren Verhalten zählt auch das Ändern einer 
Anlage ohne die notwendige Änderungsgenehmi-
gung gemäß § 16 BImSchG. 

Angesichts der weitreichenden Folgen einer Anla-
genänderung ist es in jedem Einzelfall empfehlens-
wert, die gesetzlichen Voraussetzungen eingehend 
dahingehend zu überprüfen, ob und welche Anzei-

gen oder Genehmigungsanträge gestellt werden 
müssen. 
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